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4. Corona und internationale Politik 
 
 
 
 
Eine besonders relevante Frage ist, wie Corona die internationale Politik und die 
Fragen staatlicher Souveränität beeinflusst. 
 
 
 
Johannes Varwick, der den Lehrstuhl für internationale Beziehungen und 
Europäische Politik an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg innehat, 
geht in seinem Beitrag „Souveränität, Weltordnung und Corona“ (Anm. 41) 
davon aus, dass sich die wesentlichen Strukturmerkmale, Gesetzmäßigkeiten 
und Logiken der internationalen Politik aller Voraussicht nach nicht wesentlich 
verändern werden. 
Er beobachtet aber parallel eine Rückkehr des starken Staates; zudem macht er 
„Versicherheitlichung“ und „Resilienzbildung zu Hause“ als prägende Faktoren 
der nächsten Jahre aus. Da die Pflichten des eigenen Staates (duties beyond 
orders) weiter unter Druck gerieten, müsste man sich derzeit auch von „Global-
Governance-Träume (n)“ verabschieden. 
 
 
Als Spezifika der Covid-19-Pandemie stellt der Präsident der Gesellschaft für 
Sicherheitspolitik folgende Aspekte (S. 5) heraus: 
 
„Die Covid-19-Pandemie ist eine globale Krise wie keine andere. In nahezu allen Staaten 
dieser Welt sind Fälle aufgetreten, es kann also ohne jeden Zweifel von einer globalen 
Pandemie gesprochen werden. Nicht nur, weil sie krank macht unt tötet, sondern auch 
zahlreiche sekundäre Auswirkungen wie eine globale Rezession in weiten Teilen der Welt 
hat. Der UN-Generalsekretär sprach gar davon, dass diese Pandemie die größte 
Bewährungsprobe sei, der die Welt sich seit dem Zweiten Weltkrieg gegenübersehe.“ 
 
Was die Steuerungsfähigkeit der ínternationalen Gemeinschaft angeht, vertritt 
Varwick eine eher skeptische Position. Neben dem Ausfall der USA als 
Weltordnungsmacht verweist er auf gravierende Defizite bestehender 
Institutionen (Effizienz, Durchsetzungsfähigkeit, Finanzierung), die ihre 
Handlungsfähigkeit deutlich einschränken. Prämisse seiner Überlegungen ist die 
Perzeption der internationalen Politik unter den Bedingungen der Anarchie, in 
der die Nationalstaaten eine zentrale Rolle einnehmen.  Allerdings sei die 
Corona-Krise auch „ein Stresstest für die Effizienz von Staaten, auch 
hinsichtlich des Systemwettbewerbs.“ 
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Da schwache Gesundheitssysteme in einzelnen Staaten auch die Bevölkerung in 
anderen Staaten gefährden, glaubt Varwick, dass sich das Themenfeld Resilienz 
als neues sicherheitspolitisches Paradigma etablieren und die Bereitschaft zur 
Investition in klassische sicherheitspolitische Felder eher abnehmen werde. 
 
   
 
Im internationalen Diskurs existieren unterschiedliche Narrative bezüglich der 
nachhaltigen Auswirkungen der Pandemie auf die internationale Politik, die 
Varwick exemplarisch an den Ausführungen Robert Malleys (S. 8) erläutert: 
 
„.Das erste Narrativ folgt der Annahme, dass die globale Gesundheitskrise die Notwendigkeit 
von Multilateralismus und globaler Kooperation ebenso vor Augen führt wie den Irrweg des 
Nationalismus und des Isolationismus. 
. Das zweite Narrativ lautet genau umgekehrt: Durch Globalisierung und offene Grenzen 
werden Länder anfällig gegenüber Viren und anderen Bedrohungen, und der aktuelle Kampf 
um die Kontrolle von Lieferketten und lebensrettenden Schutzausrüstungen erfordert, dass 
sich jedes Land zunächst um sich selbst kümmert.“ 
 
Es ist evident, dass sich aus den Narrativen sehr unterschiedliche Konsequenzen 
ergeben, wie sie sich auch exemplarisch an den Reaktionen auf die Corona-
Krise zeigen. 
 
Insbesondere UN-Generalsekretär Antonio Gutierrez spricht in einem ARD-
Interview von einer aktuell erlebten „Dysfunktionalität in den internationalen 
Beziehungen“, da die größten Mächte gegeneinander agierten. Er befürchtet, 
dass insbesondere fragile und schwache Staaten zu den Verlierern gehören und 
vorhandene Konflikte weiter eskalieren können. 
 
Varwick selbst erkennt vier weltpolitische Trends infolge der Corona-Krise: 
Neben der Schwächung ohnehin instabiler (Konflikt-)Regionen und Staaten (z. 
B. Syrien, Libyen, Subsahara-Afrika) auch eine De-Globalisierung, die s. E. zu 
Wohlstandsverlusten führen dürfte. Hier werden wohl auch Deutschland und 
China stark betroffen sein. Der Autor skizziert im Kontext einer neuen Phase der 
Großmachtrivalität auch drittens eine veränderte Machtbalance zwischen China 
und den USA und viertens eine Zunahme primär nationalstaatlicher Reaktionen 
auf Krisen. 
 
Im Gegensatz zu Henry Kissingers Einschätzung eines fundamentalen Wandels   
der Weltordnung durch die Corona-Pandemie attestiert Varwick keine so 
grundsätzlichen Veränderungen der internationalen Politik, da sich die 
Interessenlagen zentraler Akteure nicht nachhaltig verändert und bestehende 
Institutionen sich nur partiell bewährt hätten, sodass die Nationalstaaten zu den 
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Krisengewinnern gezählt werden. Eine Verstärkung bereits bestehender Trends 
(S. 10) sei aber erkennbar. 
 
„. Der Trend zur Re-Nationalisierung dürfte sich verstärken, 
. Globalisierung wird sich neu formieren, 
autokratische Staaten werden noch autokratischer, 
. schwache Staaten schwächer, 
. schlecht gemanagte Länder fallen tiefer ins Chaos.“ 
 
Da Staaten Varwick zufolge unter Druck ihrer zunehmend unzufriedenen 
Bevölkerungen geraten, bestehe die Gefahr, „in ein konfliktträchtiges 
nationalstaatliches Gegeneinander abzugleiten“, was – wie er an den Folgen der 
Weltwirtschaftskrise von 1929 aufzeigt - unbedingt verhindert werden müsse. 
 
 
Schon im April 2020 postulierte Ulrich Menzel in einem bemerkenswerten 
Aufsatz die Entzauberung der Globalisierung.  Hierbei greift er auf wichtige 
Erkenntnisse seiner monumentalen Studie „Die Ordnung der Welt“ aus dem Jahr 
2015 zurück, um sie im Kontext der Corona-Krise weiterzuentwickeln. 
 
Gleich zu Beginn seines Artikels „Der Corona-Schock Die finale Entzauberung 
der Globalisierung“ (Anm. 41) weist der emeritierte Professor auf „verblüffende 
Parallelen bei Verlauf und Konsequenzen“ zwischen dem Pestausbruch 1320 in 
der zentralchinesischen Provinz Hubei mit ihrer heutigen Hauptstadt Wuhan und 
der aktuellen Corona-Krise hin. 
Schon damals kam es zu verheerenden Konsequenzen für Politik, Gesellschaft 
und Wirtschaft. Neben dem Massensterben der Bevölkerung an den 
Handelsrouten folgte der Zusammenbruch des ersten Weltwirtschaftssystems 
und so zerbrach die „Globalisierung vor der Globalisierung“ innerhalb kürzester 
Zeit - mit deutlichen Folgen für die Weltordnung (Fragmentierung der Welt), 
ehe im 15. Jahrhundert - aus europäischer Sicht wahrgenommen - die erste 
Globalisierung entstand, die Menzel wie folgt definiert: 
 
„Globalisierung besteht in der Intensivierung und Beschleunigung grenzüberschreitender 
Transaktionen (aus Handel, Finanzen, Menschen, Informationen und sogar Epidemien), die 
sich gleichzeitig räumlich ausdehnen. 
Kürzer gefasst, besteht dieser Vorgang also in der Kompression von Raum und Zeit. Corona 
ist in diesem Sinne die Intensivierung und Beschleunigung einer grenzüberschreitenden 
Seuche wie der Pest.“ 
 
Menzel betont ausdrücklich die Notwendigkeit eines institutionellen Rahmens 
der Globalisierung „der zentrale internationale öffentliche Güter garantiert: 
wirtschaftliche Stabilität und politische Sicherheit. (…) Für diesen 
institutionellen Rahmen sorgten zuerst die Mongolen im Verbund mit den 
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Italienern, später die Ming, dann die Portugiesen und Spanier, bis sie von den 
Niederländern, Briten und zuletzt den USA abgelöst wurden.“ 
 
Die große Erzählung, die erklärt, warum dieser Prozess normativ gut sei, lieferte 
David Ricardo, auf den sich Freihandelsbefürworter bis heute berufen. 
Nach dem Höhepunkt der Globalisierung kurz vor dem ersten Weltkrieg 
bedurfte es der liberalen Führungsrolle der USA nach dem Zweiten Weltkrieg, 
damit die Globalisierung – im Kontext eines neu geschaffenen internationalen 
Institutionensystems – zurückkehren und wieder zulegen konnte. Als 
innenpolitisches Pendant zur Globalisierung und Global Governance macht 
Menzel die Idee des Kosmopolitismus aus. 
 
Konkurrenz (Japan, Südkorea, Taiwan, China), Krise (Finanzkrise), Migration 
(„Völkerwanderung“ 2015) und Klimawandel stellen laut Autor zentrale 
Erschütterungen der Globalisierung dar, die auch grundsätzliche politische 
Oppositionsbewegungen hervorbrachten, ehe Trumps „populistischer 
Gegendiskurs zur Globalisierung“ politikrelevant wurde. 
 
Aus der Sicht des Autors hängt die Zukunft der Globalisierung entscheidend 
vom Verhalten der USA als mächtigster Nation ab, die sich jedoch in einem 
strukturellen Dilemma befinde: 
 
„Denn die Vereinigten Staaten stehen vor dem klassischen hegemonialen Dilemma zwischen 
Positions- und Statusverlust: Behaupten sie ihren Status als Garant einer liberalen 
Wirtschaftsordnung – und damit zugleich Voraussetzung für die weitere Globalisierung -, 
verlieren sie wegen des Verdrängungswettbewerbs ihre Position als führende 
Wirtschaftsmacht. Dann würden sie immer weiter zum Opfer der Globalisierung und zugleich 
die Ressourcen einbüßen, die nötig sind, um den Status zu behaupten. Reagieren sie aber 
protektionistisch oder gar isolationistisch auf den Globalisierungsdruck, verlieren sie den 
Status als globale Führungsmacht.“ 
 
Dieses Dilemma wolle Trump durch seine Politik des „America First“ auflösen: 
 
„Das Battleship America der Busch-Ära wird ersetzt durch die Fortress America, die an der 
Grenze zu Mexico buchstäblich errichtet wird und mit der Reduzierung der militärischen 
Lasten in Übersee einhergeht (Irak, Afghanistan). Damit reagiert Trump auf das populistische 
Milieu der Globalisierungsverlierer, dem er verspricht, Jobs in den alten Industriegürtel der 
USA zurückzuholen. (,,,) Trump avanciert damit zum prominentesten und erfolgreichsten 
neuen Erzähler, der einen Gegendiskurs zur Globalisierung inszeniert und sein Handeln an der 
eigenen Erzählung ausrichtet.“ 
 
China stehe jedoch derzeit und in absehbarer Zukunft keinesfalls bereit, anstelle 
der USA als globale Ordnungsmacht anzutreten. 
 
Die weltweite Verbreitung des Virus dauere jedoch heute keine 25-30 Jahre 
mehr wie beim Ausbruch der ersten Pestwelle, sondern nur noch 25-30 Tage. 
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Dass die Pandemie auch ein Ausdruck von Globalisierung ist, sei ins öffentliche 
Bewusstsein gedrungen und dies delegitimiere den Globalisierungsdiskurs 
radikal, denn internationale Arbeitsteilung führe nicht primär zu 
Wohlstandsgewinnen im Sinne David Ricardos, sondern in immense 
Abhängigkeiten. Auch China gerate inzwischen unter großen Druck: 
 
„Der Coronavirus – oder besser die Angst vor Corona – ist somit der Tropfen, der das Fass 
der Globalisierungskritik zum Überlaufen gebracht hat. Er ist nur das letzte Glied einer 
ganzen Kette von Anlässen, die die große Erzählung vom Segen der Globalisierung radikal in 
Frage stellen: Der Verdrängungswettbewerb durch Ostasien, die Finanzkrise und deren 
Folgen, die manche Staaten immer noch nicht überwunden haben, die große Zahl von 
Migranten, denen die westlichen Länder mittlerweile tatsächlich als Festung gegenüberstehen, 
die sich aufschaukelnde Klimakatastrophe und jetzt die Pandemie verschmelzen zu einem 
Amalgam, für das in all seinen Facetten die Globalisierung verantwortlich gemacht wird. Auf 
den Punkt gebracht wird es durch Bilder, die Flüchtlinge mit Gesichtsmasken zeigen – aus 
Angst vor Corona. Und so ganz nebenbei lassen sich durch geschlossene Grenzen nicht nur 
Viren, sondern auch Flüchtlinge abweisen. Die Freizügigkeit wird in den Schengenraum wohl 
sobald nicht zurückkehren.“ 
 
Da die Große Erzählung der Globalisierung inzwischen von ihren 
vermeintlichen Gewinnern (Kritik an den Konsequenzen der Globalisierung für 
die Umwelt) wie auch den Verlierern (Kritik an Deindustrialisierung, Migration 
und kulturellem Wandel) massiv infrage gestellt werde, zieht Menzel ein 
skeptisches Fazit: 
 
„Damit geraten die Protagonisten des neoliberalen Paradigmas von zwei Seiten in die 
Defensive – und werden tendenziell zur Minderheit. Wenn aber der globalisierungskritische 
Diskurs von kosmopolitischer wie von populistischer Seite weiter an Zuspruch gewinnt, dann 
schwindet auch die Bereitschaft der Politik, die Mittel, Regeln und Institutionen zu 
unterhalten, die den Rahmen für die Globalisierung setzen. So haben Trump und 
Gleichgesinnte derzeit leichtes Spiel. Denn ohne Global Governance verliert auch die 
Globalisierung selbst an Durchschlagskraft. 
Daher dürfte die erste Märzwoche des Jahres 2020 nicht nur als Beginn einer tiefen 
wirtschaftlichen Rezession in die Geschichte eingehen, sondern auch als der Punkt, an dem 
das Rad der Globalisierung wieder ein Stück zurückgedreht wurde. Der Einbruch wird zwar 
nicht so gravierend sein wie 1350, als die Pest Europa fest im Griff hatte, aber es wird sich 
auch nicht um eine bloße Delle in der Weltkonjunktur handeln. Die internationale 
Arbeitsteilung wird sich nicht komplett rückgängig machen lassen, sehr wohl aber ihre 
Auswüchse, wie im Fall der Pharmaindustrie. Es wird auch nicht so lange wie im 14. 
Jahrhundert dauern, bis die Weltwirtschaft sich erholt hat. Aber solange kein neuer Garant 
einer liberalen Weltordnung in Sicht ist, weil der alte sich weigert, weiterhin diese Rolle zu 
übernehmen, weil Europa zu schwach und zu zerstritten ist und weil China eine bürokratische 
und keine liberale Vorstellung von Weltordnung hat, wird es weiter knirschen im Gefüge der 
Globalisierung. Denn im Moment ist jeder sich allein selbst der Nächste. Die Signale stehen 
weltweit auf Populismus, Nationalismus, Autoritarismus, Isolationismus – und in einem 
umfassenden und ganz elementaren Sinn auf Protektionismus, mit dem nicht nur die 
Wirtschaft gemeint ist. Gerade erleben wir „dank“ Corona: Man muss nicht jeden Preis 
zahlen, den die Globalisierung verlangt. Es gibt ein Zurück – was auch immer das bedeutet.“ 
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Ulrich Specks Artikel „Die Corona-Krise und die internationale Ordnung“ 
(Anm. 42) verdeutlicht, welche Auswirkungen die durch das Corona-Virus 
ausgelösten Dynamiken auf die internationale Ordnung haben können. Hierbei 
nimmt er primär drei Ebenen (Erfahrungen / strategische Konzentration der 
Corona-Bekämpfungsmaßnahmen / Wirtschaftskrise) in den Blick. 
 
Eingangs fragt der Autor nach den voraussichtlichen Auswirkungen auf die 
Machtbalance zwischen den USA und China in einer neuen Phase der 
Großmacht-Rivalität, die sich Speck zufolge längerfristig zugunsten der USA 
verändern könnte, sodass er zukünftig auch ein Comeback amerikanischer 
Führung nicht ausschließen möchte. 
In der wirtschaftlichen Globalisierung macht er insbesondere angesichts langer 
und anfälliger Lieferketten eine partielle Abkehr von China aus, das aber auch in 
Zukunft ein bedeutsamer Absatzmarkt bleiben werde. 
Globale Kooperation könne ebenso gestärkt wie reduziert werden, wie Speck 
anhand zweier unterschiedlicher Szenarien belegt. Mit einer neuen Regierung 
Biden verbindet Speck aber die Hoffnung auf eine neue Ära globaler 
Kooperation. 
Und wie steht es um die Kohärenz Europas? Wie und in welcher Verfassung 
wird Europa aus der Krise gehen? Am Beginn der Krise zeigte sich, wie stark 
die Staaten das Krisenmanagement nach nationalen Kriterien und Interessen 
betrieben haben. Für Speck wurde „ein weiteres Mal bestätigt, dass 
Krisenmanagement ganz klar und deutlich eine Domäne der europäischen 
Hauptstädte ist, und dass Brüssel damit kämpft, in solchen Zeiten überhaupt als 
Akteur oder relevante Aktionsebene wahrgenommen zu werden.“ Bei der 
Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der Krise spiele Brüssel hingegen eine 
deutlich größere Rolle. Hierbei zeigten sich jedoch tiefe Risse und Spaltungen in 
der EU. 
 
Für den Autor ist die Corona-Krise vor allem ein „Stresstest für die Effizienz 
von Staaten: 
 
Können sie das Territorium und seine Bewohner tatsächlich wirksam kontrollieren? Sind sie 
in der Lage, den Staatsapparat zu mobilisieren, Ressourcen verfügbar zu machen und sie 
gezielt einzusetzen? Wie gewinnen die Staaten die Mitwirkung der Bevölkerung, durch 
Zwang oder durch Vertrauen und Kommunikation, welcher Weg ist effizienter? Sind Staaten 
in der Lage, die nötigen medizinischen Produkte auf dem Weltmarkt zu beschaffen oder rasch 
selbst herzustellen? Wie kommen Staaten an das für die Virusbekämpfung nötige know-how, 
wie fließt Expertise in die Analyse und Entwicklung von Strategien ein? Und auf der zweiten 
Ebene — der Wirtschaftskrise —: wie effizient und für wie lange sind Staaten in der Lage, die 
Wirtschaft einzufrieren, ohne dass viele Unternehmen oder gar Branchen dauerhaft leiden und 
es zu einer Abwärtsspirale durch Überlastung der Sozialsysteme kommt? Wie gut sind 
Staaten in der Lage, eine faire Verteilung von Ressourcen zu organisieren? Wie gehen Staaten 
in liberalen Ordnungen damit um, dass sie plötzlich über eine massive Steuerungsfunktion in 
Bezug auf die Wirtschaft verfügen? Und drittens: Wie gut ist ein Staat darin, Kooperation mit 
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anderen Staaten zu organisieren — bei der konkreten Bekämpfung der Pandemie, und bei der 
Bewältigung der Wirtschaftskrise? Werden effiziente Strategien der Zusammenarbeit 
entwickelt?“ 
 
Wer das Virus eindämme, werde im Ranking der Staaten zum Gewinner.  
Auch wenn die Konturen einer post-corona-Welt noch kaum erkennbar seien, 
werde diese anders sein als vor Corona. Abschließend wagt Speck einen 
Ausblick auf die Folgen für die deutsche Sicherheitspolitik: 
 
„Die Spannungen und Konflikte um Europa herum könnten steigen, sie könnten sich aber, 
auch wegen der Schwäche von Akteuren wie Iran und Russland, verringern. Die Kohärenz der 
EU könnte zunehmen oder sich verringern, was das Projekt „europäische strategische 
Autonomie“ stärken oder nahezu obsolet machen könnte. Die transatlantischen Beziehungen 
könnten sich intensivieren oder aber dahinsiechen. Die Spannung zwischen den USA und 
China könnte zunehmen oder aber an Schärfe verlieren — wenn China aufgrund eigener 
Schwäche die Vorherrschaft im pazifischen Asien nicht mehr so massiv anstrebt und ihm die 
Mittel für das Projekt Infrastruktur-Dominanz in Eurasien ausgehen. Die Globalisierung 
könnte heruntergefahren werden — wegen wachsenden Misstrauens zwischen Staaten — oder 
auch intensiviert werden, weil zur ökonomischen Krisenbewältigung die internationale 
Arbeitsteilung und Vernetzung benötigt wird. Globale Kooperation könnte einfrieren, weil 
Staaten einander nicht mehr trauen und voll und ganz mit der Krisenbewältigung zu Hause 
beschäftigt sind. Sie könnte aber auch zunehmen, weil die Krisenbewältigung gemeinsam 
effizienter ist, und weil die gemeinsame Erfahrung des Coronavirus ein neues verbindendes 
Band für eine Weltgesellschaft und damit auch für Weltpolitik darstellt.“ 
 
 
Wie soll die Welt regiert werden? Mit konträren Narrativen dieser normativen 
Leitfrage setzt sich Robert Malley - Präsident und CEO der International Crisis 
Group - in seinem Artikel „Brandbeschleuniger des Zerfalls“ (Anm. 43) 
auseinander. 
Während das erste Narrativ davon ausgehe, dass die globale Gesundheitskrise 
die Notwendigkeit des Multilateralismus und den Irrweg des Nationalismus 
gezeigt habe, betonen die Vertreter des konträren Narrativs die Anfälligkeiten 
der Globalisierung gegenüber Gefährdungen und Abhängigkeiten, sodass jedes 
Land sich zunächst um sich selbst kümmern müsse. 
Zeitdiagnostisch betrachtet falle die Pandemie in „eine Phase des populistischen 
und nativistischen Widerstands gegen den Globalismus und die internationale 
Nachkriegsordnung.“  
Obgleich der Autor auf verschiedene Begründungen für die Notwendigkeit 
internationaler Kooperation verweist, könne es – so gibt er zu bedenken - auch 
ganz anders kommen: 
 
„In den kommenden Monaten und Jahren werden akute Notlagen auf nationaler Ebene die 
internationale Solidarität wie einen unerschwinglichen Luxus erscheinen lassen. Wenn es zu 
einer Kontraktion der Volkswirtschaften kommt, werden auch die Ressourcen schmelzen und 
die Regierungen werden Mühe haben, ihre eigenen Bevölkerungen zu versorgen. Die 
politischen Führungen werden vor immer größeren Schwierigkeiten stehen, die 
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Mittelzuweisung für Entwicklungshilfe, internationale Gesundheits- und Hilfsorganisationen, 
Flüchtlinge oder diplomatische Initiativen zu rechtfertigen. Die zunehmende Unzufriedenheit 
im eigenen Land wird sich in noch größerer Wut und Ernüchterung gegenüber dem 
internationalen System niederschlagen.“ 

 
Auch auf die USA könne nicht gesetzt werden, da deren globaler 
Führungsanspruch durch das Missmanagement der Pandemie durch die Trump-
Administration beschädigt sei; ohne dass China dieses Vakuum so einfach füllen 
könne.  
Es müsste eine neue nachhaltigere Ordnung geschaffen werden, in der mehr 
Länder Gehör finden könnten. In der Realität zeigen sich jedoch zentrale 
Misserfolge beim Umgang mit der Pandemie und Malley befürchtet das 
Entstehen einer konfliktträchtigeren neuen Welt anstelle bestehender 
Arrangements. Abschließend mahnt er: 
 
„Covid 19 enthüllte, wie kostspielig die Bewältigung einer globalen Krise mit einem 
fehlerhaften internationalen System ist. Noch schlechter wäre nur, die nächste Krise 
überhaupt ohne internationales System bewältigen zu müssen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


